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Einwohner von Reurieth
wehren sich
Die Einwohner von der Gemeinde 
Reurieth im Landkreis Hildburghausen 
wollen keine Straßenausbaubeitragssat-
zung. Zur Informationsveranstaltung 
am 18.Juni 2008 im Saal der Agrarge-
nossenschaft waren 150 EinwohnerIn-
nen anwesend. Dort informierten Frau 
Müller von der Interessengemeinschaft 
STABS Reurieth über den Sachstand 
und den Hintergrund einer Zwangswei-
sen Einführung einer Straßenausbau-
beitragssatzung in Reurieth. Bis zum 
30.06. 2008 hat die Kommunalaufsicht 
Hildburghausen die Auflage erteilt, 
eine Straßenausbaubeitragssatzung zu 
erlassen. Alles weil die Gemeinde einen 
Kredit zur Beseitigung von Hochwas-
serschäden in den Haushalt eingestellt 
hatte. Dieser wurde aber im Haushalts-
vollzug nicht benötigt. Die Maßnahme 
Befestigung eines Verbindungsweges 
zwischen zwei Dörfern ist auch gar 
nicht Straßenausbaubeitragsfähig, da es 
keine Anlieger zum abkassieren gibt. 
Nun fragen sich die Reuriether zurecht, 
warum dieser Zwang und fühlen sich 
abgezockt. Alle bisherigen Straßenaus-
baumaßnahmen im Ort waren ohne 
Satzung und Kreditaufnahme aus 
Eigenmitteln finanziert worden. Die-

se Wirtschaftsweise fordern sie auch 
in Zukunft von ihrem Bürgermeister 
Herrn Dankert und ihren Gemeinde-
räten. 
Ein Teil der Gemeinderäte war anwe-
send und lehnt die Einführung einer 
Straßenausbaubeitragssatzung ab. 
Zumal sie über den Schriftverkehr 
zwischen Bürgermeister und Kommu-
nalaufsicht erst aus der letzten Gemein-
deratssitzung erfahren haben. 
Vorstandsmitglied der Bürgerallianz 
Constanze Truschzinski unterstützte 
die Forderung nach Ablehnung des 
Beschlussvorschlages des Bürger-
meisters. Vielmehr sollte das von 
der Landesregierung angekündigte 
Gesetzgebungsverfahren abgewartet 
werden. Dabei ist der Protest gegen die 
Zwangsbeiträge für sozialverträgliche 
Kommunalabgaben erhöht werden. 
Zur nächsten Gemeinderatssitzung am 
24.06.2008 wollen die EinwohnerInnen 
von Reurieth ihren Bürgermeister und 
den Gemeinderäten ihren Unmut, ihren 
Kampfeswillen und ihren Protest über 
die Einführung einer Straßenausbau-
beitragssatzung deutlich machen. 
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